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Ukrainekrieg und Klimakrise:  
Die geschürte Polarisierung 

„Gestern standen wir am Abgrund, 
heute sind wir schon einen Schritt wei-
ter.“ Dieser Sponti-Spruch der 1980er 
Jahre könnte der passende Kommentar 
zum Jahreswechsel 2022 auf 2023 sein, 
wenn uns nicht die Ironie vor zehn 
Monaten ausgetrieben worden wäre. 
Allzu oft war in den letzten Jahren von 
einem annus horribilis die Rede, doch 
das Horror-Jahr 2022 stellte – jeden-
falls aus europäischer Sicht –  das Vor-
angegangene klar in den Schatten. 

Als vor drei Jahren die Coronakri-
se begann, wurde diese umgehend als 
die größte Herausforderung des Konti-
nents nach 1945 begriffen. Heute seh-
nen sich viele fast schon in diese Zeit 
zurück. Deutlicher könnte nicht zum 
Ausdruck kommen, wie radikal der 
24. Februar, der Beginn von Putins An-
griffskrieg gegen die Ukraine, die Zeit 
in ein davor und danach teilt. Russland 
zerstört mit seinem Bombenterror nicht 
nur ganz systematisch die Existenz-
grundlage der Ukraine, sondern ver-
sucht damit auch den Zusammenhalt 
des Westens und speziell der EU zu un-
tergraben, durch die dadurch ausge-
löste Migration und Energiekrise. 

Faktisch hat das Jahr 2022 unsere 
gleich vierfache Abhängigkeit schla-
gend deutlich gemacht: erstens ener-
giepolitisch von Russland, zweitens 
militärpolitisch von den Vereinigten 
Staaten, drittens industriepolitisch von 
China und viertens ökologisch von glo-
balen Natur- und Klimabedingungen, 
die von einer expansiven Wirtschafts-
weise zunehmend zerstört werden. All 
das führt – außen- wie innenpolitisch 
– zu einer zunehmenden Radikalisie-
rung und Polarisierung. 

Wenigstens einen kleinen Lichtblick 
zum Ende des Jahres beschert uns das 
kontrafaktische Denken, zeigt es doch, 
dass alles noch weitaus schlimmer hät-
te kommen können. Wäre die Ukraine 
nicht – aufgrund der US-amerikani-
schen Ausbildung und Aufrüstung 
seit 2014 – zu ihrer Verteidigung in der 
Lage gewesen, stünde Russland heute 
an der polnischen Grenze und die am 
4. Februar zwischen Xi Jinping und 
Putin verkündete grenzenlose Freund-
schaft der Autokraten hätte weltweite 
Ausstrahlung. Keine Rede wäre dann 
von einer Isolation Russlands dank 
der Distanzierung wichtiger Staaten, 
wie auf dem jüngsten G20-Gipfel in 
Bali geschehen. Stattdessen würden 
sich die entscheidenden Mächte in 
der zweiten Reihe – Indien, Indonesi-
en, Brasilien und Südafrika –, klar gen 
China und Russland orientieren. Denn 
noch immer sind es die Sieger, die die 
Geschichte schreiben.

Und wenn nicht Donald Trump bei 
den jüngsten Zwischenwahlen in den 
Vereinigten Staaten massiv an Zustim-
mung verloren und den Republikanern 
eine gewaltige Führungsdebatte be-
schert hätte, stünde mit Sicherheit Joe 
Biden, der mittlerweile 80 Jahre alte 
US-Präsident, voll in der Kritik und da-
mit die Frage im Raum, ob bei der Prä-
sidentschaftswahl 2024 das autoritäre 
Comeback überhaupt noch zu verhin-
dern sei. Und schließlich drittens: Hät-
te nicht Lula da Silva mit hauchdün-
nem Vorsprung die Wahl in Brasilien 
gegen Jair Bolsonaro gewonnen, wä-
re dies ein Verhängnis für die Zukunft 
des Regenwalds und damit auch für die 
ökologische Zukunft des Planeten.
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Das aber verweist auf die zweite dra-
matische Entwicklung des Jahres 2022: 
die Radikalisierung der ökologischen 
Krise, die immer mehr Richtung Ka-
tastrophe tendiert. „Wir sind auf dem 
Highway zur Klimahölle – mit dem Fuß 
auf dem Gaspedal“, sagte UN-Gene-
ralsekretär António Guterres in seiner 
Eröffnungsrede auf der Weltklima-
konferenz COP27. „Wir kämpfen den 
Kampf unseres Lebens – und sind da-
bei zu verlieren“, so seine ultimative 
Warnung. Und dennoch konnte von 
überzeugenden Ergebnissen keine 
Rede sein, weil nationalstaatlicher 
Egoismus zum wiederholten Male eine 
überzeugende globale Lösung verhin-
dert hat. Obwohl rhetorisch unvermin-
dert am Pariser 1,5-Grad-Ziel festge-
halten wird, rückt dieses doch immer 
mehr in weite Ferne.1 

Die dramatische klimapolitische La-
ge spiegelt sich in einer zunehmen-
den Polarisierung auch in den westli-
chen Gesellschaften – und in einer im-
mer verzweifelteren Klimabewegung, 
die in den letzten Monaten vor allem 
durch die Aktionen der „Letzten Ge-
neration“ in Erscheinung getreten ist. 
Doch so berechtigt das grundsätzli-
che Anliegen, so fatal in ihrer Wir-
kung sind die durchgeführten Blocka-
den von Straßen und Flughäfen. Eine 
Bewegung, die für sich in Anspruch 
nimmt, Mensch und Natur retten und 
bewahren zu wollen, konterkariert ihr 
eigenes Anliegen, wenn sie die Ge-
fährdung von Menschenleben in Kauf 
nimmt. Selbst wenn der Tod einer Rad-
fahrerin in Berlin im Ergebnis nicht 
durch die Straßenblockade der Letzten 
Generation herbeigeführt wurde, wird 
durch derartige Aktionen die vorhan-
dene Zustimmung in der Bevölkerung 
zu intensiverer Klimapolitik nicht ver-
größert, sondern verringert. 

Ja, mehr noch: Die Gegensei-
te nimmt diese Steilvorlage dankbar 
auf, wenn etwa CSU-Landesgruppen-

1	 Vgl. dazu den Beitrag von Susanne Götze in 
dieser Ausgabe. 

chef Alexander Dobrindt eine „Kli-
ma-RAF“ an die Wand malt. „Hallo 
Justizminister! Hallo Innenministe-
rin! Sperrt diese Klima-Kriminellen 
einfach weg! [...] Täter müssen Kon-
sequenzen spüren“, twitterte ausge-
rechnet Ex-Verkehrsminister Andreas 
Scheuer. So unverfroren eine derar-
tige Forderung aus dem Munde eines 
Mannes ist, der den Staat – und damit 
die deutsche Bevölkerung – mit sei-
ner verfehlten Mautpolitik Milliarden 
gekostet und dafür nie Konsequenzen 
gespürt hat, artikuliert sich hier doch 
auch ein forcierter Volkszorn, der re-
gelrecht zur Selbstjustiz auffordert. 

Rhetorische Aufrüstung 

„Opfer fragen sich: Bin ich eigent-
lich machtlos? Oder kann ich denen 
eine kleben?“, lautete denn auch die 
Frage der „Bild“-Zeitung, die mas-
siv an der Empörungswelle gegen die 
„Klimakleber“ dreht. Der Jurist und 
„Bild“-Kolumnist Joachim Steinhöfel 
musste zwar mit Bedauern feststellen, 
„Ohrfeigen als erste Maßnahme wären 
wohl unverhältnismäßig“, aber, so sein 
triumphierendes Resümee, „Notwehr 
ist ein scharfes Schwert. Sie gestat-
tet alles, was erforderlich ist, um eine 
Straftat ,sicher und endgültig‘ zu be-
enden.“ Wie das aussehen könnte, teilt 
der einschlägig bekannte Medienan-
walt Ralf Höcker mit: „Autofahrer dür-
fen #Klimakleber selbst von der Straße 
zerren. Sie müssen nicht auf die Poli-
zei warten. Verletzungen, z.B. an den 
Handflächen der #Klimaaktivisten, 
sind hinzunehmen und ändern nichts 
am Notwehrrecht des Autofahrers.“2 
Hier zeigt sich: Weil sich der radikale 
Teil der Klimabewegung durch seine 
nicht vermittelbaren Aktionen selbst 
delegitimiert, können seine Gegner ei-
ne rhetorische Aufrüstung betreiben, 
die zunehmend selbst zur Tat drängt. 

2	 Hendrik Wieduwilt, Warum hilft die Union der 
„Klima-RAF“?, www.n-tv.de, 25.11.2022.
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Weniger brachial, aber dafür nicht we-
niger ambitioniert agiert die soeben 
im CDU-Umfeld gegründete „Denkfa-
brik für neue bürgerliche Politik“, 
R21.3 Deren Initiator und Vordenker, 
der CDU-Historiker Andreas Rödder, 
bringt die Strategie in einem „Spie-
gel“-Artikel auf den Punkt.4 Rödder 
sieht den gesamten Westen in einer 
historischen Auseinandersetzung mit 
neuen totalitären Kräften, weshalb er 
eine neue Eindämmungspolitik nach 
dem Vorbild des Kalten Krieges for-
dert: „Die moderne westliche Lebens-
form [...] sieht sich von innen und von 
außen herausgefordert. Und so wie es 
George F. Kennan 1946 postulierte, so 
muss sich der Westen auch in der neu-
en Systemauseinandersetzung sowohl 
auf militärisch-politischer als auch auf 
gesellschaftlich-kultureller Ebene be-
haupten.“ Die Ironie der Argumentati-
on besteht darin, dass es Rödder neben 
der erfolgreichen Außenpolitik des 
Westens vor allem um dessen Vertei-
digung nach innen, gegen die neuen 
Systemgegner von links, geht. Denn, 
so Rödder: „Das historisch einmali-
ge und zugleich so tief internalisierte 
Wohlstands- und Freiheitsversprechen 
des westlichen Gesellschaftsmodells 
steht unter dem Verdacht [!], die Le-
bensgrundlagen der Menschheit zu 
zerstören. Weite Teile der Klimabewe-
gung sehen im Kapitalismus den Ver-
antwortlichen für das drohende Ende 
der Welt, das an die Stelle des hoff-
nungsfrohen Narrativs vom ‚Ende der 
Geschichte‘ nach 1989 getreten ist.“ 

Rödder negiert hier bewusst die Tat-
sache, dass für den Klimawandel heu-
te primär der im Kapitalismus ange-
legte Wachstumszwang verantwort-
lich ist. Stattdessen stigmatisiert er 
Kapitalismuskritiker, die die Idee des 

3	 Vgl. www.denkfabrik-r21.de, siehe dort auch 
die Aufzeichnung des fünfstündigen Grün-
dungskongresses „Wokes Deutschland – Iden-
titätspolitik als Bedrohung unserer Freiheit?“, 
www.youtube.com, 7.11. 2022.

4	 Andreas Rödder, Die Selbstbehauptung der 
bürgerlichen Gesellschaft, in: „Der Spiegel“, 
47/2022, 18.11.2022.

Postwachstums verfechten, umgehend 
als antibürgerliche, ja sogar antimo-
derne Ideologen: „Vorstellungen von 
‚Verlust als Gewinn‘, ‚Degrowth‘ oder 
‚anderem Wachstum‘ suchen die Lö-
sung für die Probleme der marktwirt-
schaftlichen Moderne nicht mit ihren 
eigenen Mitteln, das heißt durch Ent-
wicklung und Einsatz neuer Technolo-
gien. Sie setzen auf eine Revision der 
wachstumsorientierten Marktwirt-
schaft, die mit weitreichenden staat-
lichen Regulierungen einer ‚Großen 
Transformation‘ einhergehen soll.“ 
Anstatt also die globale Klimakrise in 
ihrer ganzen Radikalität zur Kenntnis 
zu nehmen, was auch bedeuten würde, 
grundsätzliche Denkansätze nicht nur 
zuzulassen, sondern sogar zu fördern, 
schließt Rödder von vornherein jede 
Lösung aus, die über die „Entwick-
lung und den Einsatz neuer Technolo-
gien“ hinausgeht. Dadurch schrumpft 
die westliche Moderne zu einer kapi-
talistisch-marktwirtschaftlichen – al-
les was darüber hinausdenkt, liegt für 
Rödder nicht mehr im Rahmen des de-
mokratisch Zulässigen.

Verengung des Diskursraums

Das ist natürlich eine völlig unzulässi-
ge Verengung des Denk- und Diskurs-
raums. Damit unternimmt die neue 
Denkfabrik genau das, was sie der 
Linken vorwirft, dass „legitime Posi-
tionen aus dem Diskurs ausgeschlos-
sen werden“.5 Um diesen Eindruck zu 
erhärten, bedient sie sich des neuen 
Kampfbegriffs der „Wokeness“, unter 
dem sich angeblich die diversen lin-
ken Bewegungen zu einer großen Er-
ziehungsdiktatur versammeln.6 Dabei 
wird der Begriff Wokeness bisher von 
der bundesrepublikanischen Linken 
gar nicht nennenswert benutzt. Viel-
mehr handelt es sich um einen klassi-
schen „Containerbegriff“, unter dem 

5	 Gespräch mit Andreas Rödder in der Sendung 
„Politikum“, www.wdr.de, 24.11.2022. 

6	 Vgl. das Gründungskongress-Video, a.a.O.
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sich jeder etwas Anderes vorstellen 
kann und in den fast alles hineinpasst 
– also ein idealer Kampfbegriff. „Die 
Debatten um Cancel Culture, Identi-
tätspolitik und Wokeness legen nicht 
weniger als die Systemfrage auf den 
Tisch“, so Rödders pauschalisierende 
Kritik bereits in einem früheren „Spie-
gel“-Essay.7 Nun aber dreht der politi-
sierende Professor den Spieß um und 
stellt selbst die Systemfrage: Seiner 
Logik zufolge haben wir es bei all je-
nen, die über das marktwirtschaftliche 
Fortschritts- und Wachstumslogik hi-
nausdenken, faktisch mit Systemgeg-
nern zu tun – was umgehend den Bei-
fall von Jens Spahn hervorruft: „Das 
klingt alles wie Bullerbü, das ist aber 
am Ende Planwirtschaft, die im Ext-
remfall in eine Klimadiktatur führt“, 
popularisierte der Ex-Gesundheitsmi-
nister prompt die R21-Thesen bei einer 
Veranstaltung der Jungen Union.

Diese maximale Diskreditierung ab-
weichender Meinungen hat mit der be-
haupteten Verteidigung des Grund-
gesetzes nichts zu tun, da dieses gera-
de keine spezifische Wirtschaftsord-
nung vorschreibt. Offensichtlich stellt 
die „kapitalistische Moderne“ der-
zeit nicht die tauglichen Mittel zur Be-
kämpfung der ökologischen Krise zur 
Verfügung, so das Ergebnis der COP27. 
Insofern trifft die Beweislast, wie der 
Krise Abhilfe zu schaffen wäre, dieje-
nigen, die dem immer gleichen Kon-
sum- und Wachstumsmodell das Wort 
reden, das uns diese Krise doch gera-
de erst beschert hat. Im Kern geht es 
um eine entscheidende Frage: Akzep-
tieren wir die notwendige Begrenzung 
unserer Freiheit, die der Club of Ro-
me bereits mit Erscheinen der „Gren-
zen des Wachstums“ vor 50 Jahren an-
mahnte, oder akzeptieren wir sie nicht 
– koste es, was es wolle, und zwar ins-
besondere, aber längst nicht nur, die 
Ärmsten und Verletzbarsten. 

7	 Andreas Rödder, Identitätspolitik und Cancel 
Culture: Wo bleiben die Gegenkonzepte aus 
der Mitte der Gesellschaft?, in: „Der Spiegel“, 
52/2020,  18.12.2020.

Bisher werden auf den Klimagipfeln 
die Verbrauchswerte nur national ver-
glichen und verhandelt. Dabei hat be-
reits 2020 ein Bericht von Oxfam ge-
zeigt, dass die reichsten zehn Prozent 
der Weltbevölkerung – ganz unabhän-
gig von ihrer Nationalität – für über die 
Hälfte der Emissionen verantwortlich 
sind und dass das reichste eine Prozent 
das Klima doppelt so stark schädigt 
wie die ärmere Hälfte der Menschheit 
zusammen. Die Frage des Ressourcen-
verbrauchs entpuppt sich damit als die 
zentrale ökologische Gerechtigkeits-
frage, die über die Zukunft der kom-
menden Generationen entscheidet. 
Darüber muss diskutiert werden kön-
nen, ohne dass daraus bereits eine Sys-
temgegnerschaft oder gar der Weg in 
die Ökodiktatur gemacht wird. 

Eine solche rhetorische Aufrüstung 
steht in einer fatalen Tradition. Im ver-
gangenen Jahrhundert gab es zwei 
Epochen radikaler Polarisierung: die 
1920er Jahre, die am 30. Januar 1933 
mit der Machtübergabe an die Nati-
onalsozialisten endeten, und von de-
ren mörderischem Radikalismus wir 
zum Glück weit entfernt sind, und die 
1970er Jahre, das „Rote Jahrzehnt“ 
(Gerd Koenen), das mit dem Terror der 
RAF im „Deutschen Herbst“ 1977 en-
dete. Erst dann setzte auf der radikalen 
Linken schockartig die Besinnung ein. 
Dem vorausgegangen war aber auch 
eine Phase maximaler Konfrontati-
on und Verständnislosigkeit seitens 
der Konservativen gegenüber der jun-
gen Generation, was wiederum die Po-
larisierung von links nur verstärkte. 
Es wäre daher verheerend, wenn trei-
bende Kräfte in der Gesellschaft heu-
te wieder diesen Weg gingen. An die 
Stelle rhetorischer Aufrüstung muss 
endlich eine offene Debatte über die 
notwendigen Antworten auf die dra-
matischen Krisen treten – auch mit 
dem politischen Gegner. Vielleicht 
ließe sich dann ja sogar am Ende des 
Jahres 2023 sagen: „Gestern standen 
wir am Abgrund, heute sind wir einen 
Schritt zurückgetreten.“ 


